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         Rechtsverordnung zur Ausstattung und über den Gebrauch von Kommunikationseinrichtugnen in Diensträumen der Pfarrhäuser (Kommunikationsverordnung)

      

      
         vom 12. Februar 2003

      

      
         (Ges. u. VOBl. Bd. 13 Nr. 2 S. 43)

      

      

            

         

         Aufgrund von Artikel 106 Ziffer 13 der Verfassung in Verbindung mit § 15 Abs. 5 des Kirchengesetzes vom 5. Juni 1973 über
                     die dienstlichen Verhältnisse der Pfarrer -Pfarrdienstgesetz- (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 65) in der Fassung des Kirchengesetzes
                     vom 27.11.2001 (Ges. u. VOBI. Bd. 12, S. 200) erlässt der Landeskirchenrat folgende Rechtsverordnung:
                  

               

               
                     § 1 

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Rechtsverordnung regelt die Ausstattung und den Gebrauch von Kommunikationseinrichtungen in Diensträumen der Pfarrhäuser
                     der Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer (§ 11 Pfarrdienstwohnungsverordnung). 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie gilt ferner für die Ausstattung und den Gebrauch von Kommunikatonseinrichtungen in Diensträumen von Gemeindepfarrerinnen
                     und Gemeindepfarrern, die an anderer Stelle eingerichtet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf sonstige Diensträume wie z.B. Gemeindeämter soll diese Verordnung sinngemäß angewandt werden. 
                  

               

               
                     § 2 

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchengemeinden stellen ihren Gemeindepfarrerinnen bzw. ihren Gemeindepfarrern eine rechnergestützte Kommunikationseinrichtung
                     zur dienstlichen Nutzung zur Verfügung. Eine private Nutzung der Kommunikationseinrichtung durch die Gemeindepfarrerin bzw.
                     den Gemeindepfarrer ist nicht ausgeschlossen, soweit die notwendigen Belange des Datenschutzes gewahrt werden und keine Schäden
                     entstehen können (§ 5 Abs. 2). 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese Kommunikationseinrichtung umfasst 
                  

                  
                     
                        	
                            einen Anschluss an ein Telekomunikationsfestnetz, der den Einsatz mindestens zweier Telekomunikationsmedien (Telefon/Fax/Intemet)
                              gleichzeitig dauerhaft ermöglicht und eine getrennte dienstliche und private Nutzung ermöglicht, 
                           

                        

                        	
                            einen internetfähigen Computerarbeitsplatz (Hardware), 

                        

                        	
                            Kommunikations-Software, 

                        

                        	
                            Datenverschlüsselungs-Software, 

                        

                        	
                            Virenschutz-Software. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Software nach Absatz 2 Buchstabe c, d, und e muss mit der eingesetzten entsprechenden Software des Landeskirchenamtes kompatibel
                     sein. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Kirchengemeinde und Gemeindepfarrerin bzw. Gemeindepfarrer können abweichend von Abs. 1 die dienstliche Nutzung einer privat
                     gestellten Kommunikationseinrichtung oder Teile derselben vereinbaren. Hierzu sollen sie den vom Landeskirchenamt zu diesem
                     Zweck vorbereiteten Mustervertrag abschließen, um insbesondere die Einhaltung der Bestimmungen des Datenschutzes zu gewährleisten.
                     
                  

               

               
                     § 3 

                  

                  Zur Übermittlung personenbezogener Daten und sonstiger datenschutzrechtlich relevanter bzw. geheimhaltungsbedürftiger Mitteilungen
                     sind geeignete Verschlüsselungsverfahren anzuwenden. Die sonstigen Bestimmungen des Datenschutzes bleiben unberührt. 
                  

               

               
                     § 4 

                  

                  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer sind verpﬂichtet, die in § 2 Abs. 2 genannten Kommunikationseinrichtungen zeitnah zu nutzen. 
                  

               

               
                     § 5 

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Anschluss der dienstlich zur Verfügung gestellten Kommunikationseinrichtung ist im Amtsteil anzubringen. Die Nutzung
                     der dienstlich zur Verfügung gestellten Kommunikationseinrichtung durch andere Personen als die jeweilige Gemeindepfarrerin
                     bzw. den jeweiligen Gemeindepfarrer ist nicht zulässig. Das Landeskirchenamt kann Ausnahmen von den Anforderungen des Satzes
                     1 und 2 genehmigen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für den Schutz der dienstlich genutzten Daten sind geeignete Maßnahmen zu treffen, die die Daten vor jeglicher Beeinträchtigung
                     oder Missbrauch schützen. 
                  

               

               
                     § 6 

                  

                  Bei der Telefonanlage werden Dienst- und Privatanschluss getrennt. Die Telefonkostenabrechnung wird nach Rufnummern getrennt.
                     Die Kosten der privaten Nutzung des Telefonanschlusses und der Telefonanlage (Grundgebühr) trägt die jeweilige Gemeindepfarrerin
                     bzw. der jeweilige Gemeindepfarrer anteilig. Entsprechendes gilt für die Kosten, die durch die Internetnutzung entstehen.
                     
                  

               

               
                     § 7 

                  

                  Die Ordnung über die Planung von Maßnahmen auf dem Gebiet der automatisierten Datenverarbeitung im Bereich der Kirchengemeinden
                     und der Kirchengemeindeverbände vom 30. März 1992 wird mit Inkrafttreten dieser Verordnung aufgehoben. 
                  

               

               
                     § 8 

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 01. Juli 2003 in Kraft. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Landeskirchenrat beschließt ergänzend, dass die in dieser Verordnung vorgeschriebene technische Ausstattung durch die
                     Kirchengemeinden bis spätestens 31.12.2003 vorzunehmen ist, so dass ab 01.01.2004 nach dieser Verordnung uneingeschränkt kommuniziert
                     werden kann.  
                  

               

            

         

      

      

   OPS/bilder/cover.jpg
[P U—— Kool oV 0 363

Rehtaverordnung mr Ansstatfung und ber den
Gelbranch von Kommuniketionseinrishtguen i
Dienstrdnmen der Plarrhdnser
(Kommunikafimaverordmng)
[E—

(G 0 VOB B O Me2 043

Autrnd o A 106 2 1 de Vg n Vibindngnd'§ (5 Ale Sdx
ichmgrac o . ek (973t i A Vsl dex P P
dimpext (G V3L B4 6 8 69 in de Fumng dox Tishmpacx
70301 (Gim o VOBLBL (2,6 290) it drandsiemm gk Besier
ey

"
() D osbmvmnlng s Aesatngimd denGicheh o Eoommila-
S Dt o Phsbtace e Comsiodepheionnd G-
ncndepfiens(3 U Phrkcorbangacnsiang).

) tic gt i Amentong i denGeimehinn Eaneasiabrmcoebi:
i Hemat e oo Gt d Gomsidep e, i okee
Sl o k.

() Afimnnie icmtimcic 2B Gencnddoernt e Venniwangsoogend
isgrvank s

”
() D Kizhmpmcinke el i Gy bor. i G-
b i s pemttos Ko oo e denicem e
Vit Mo miwicMicang dx Konmandofaoeiociem s e G
st denicmciep e g, g
o dem D ot ek e b b Simen(h S AR
3

[ ——————

1) clo Ametmincn Tl oy oty dde Tiom i e
Teiomniaomedios (Tlchnfua o) bty st oot
o . et e Mg e,

) camintcribipmChnp b i),





OPS/style/page-template.xpgt
 

   

     
       
    

     
       
       
    

     
       
    

     
       
       
    

     
       
    

     
       
       
    

     
       
         
         
         
         
         
         
      
    

  

   
     
  





